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Erste Schritte zur 
einheitlichen e-Government Kommunikationsarchitektur

Eine der Stärken Österreichs bei der Umsetzung von e-Government liegt im koordinierten Vorgehen von Bund, Ländern, Städten und Gemeinden. Portalverbundprotokoll, Styleguide, ELAK oder EDIAKT-Schnittstelle sind nur einige wichtige Meilensteine, die gemeinsam bewältigt wurden.

Im Anschluss an unser Schreiben vom 28.11.2002, mit dem wir alle Interessierten zur Arbeitsgruppe „e-Government Kommunikationsarchitektur“ eingeladen haben, fand am 16.12.2002 ein erstes Treffen statt, bei dem die Voraussetzungen und Etappen erörtert wurden, die zur Schaffung einer einheitlichen Kommunikationsarchitektur notwendig wären. 

Generelles Einvernehmen bestand darin, dass derzeit auf allen Ebenen verschiedenste e-Government-Aktivitäten laufen und daher Überlegungen in Richtung Aufbau einer gemeinsamen Kommunikationsarchitektur jetzt angestellt werden müssen, um inkompatible Lösungen und divergierende Parallelentwicklungen in Zukunft zu vermeiden. Die Realisierung unterschiedlicher Schnittstellen in den einzelnen e-Government-Anwendungen würde einen enormen Aufwand und eine schlechte Qualität bei der Einbindung von Teilfunktionen verursachen.

Als Kernkomponenten einer Kommunikationsarchitektur wurden der Datentransport (SOAPWSDL),  Authentifikation und Autorisierung (Portalverbundprotokoll, SAML) und die Standardisierung der Payload identifiziert. Weitere Zusatzkomponenten wie Repository Dienste, Dokumentation über vorhandene Standards und Normen sowie Work Flow-Fragen wären denkbar. 

Anhand von Uses Cases sollten die nötige Beschaffenheit einer einheitlichen Architektur erarbeitet und die Grundlage für zukünftige Vereinbarungen über die verschiedenen Verwaltungskörper hinweg geschaffen werden. 

Basis für die Definition einer langfristig soliden Kommunikationsarchitektur ist die umfassende Information  über zukünftige Vorhaben. Um die Fortsetzung einer effizienten Vorgangsweise der Arbeitsgruppe zu ermöglichen, ersuchen wir Sie daher, uns die geplanten Entwicklungen , welche über Schnittstellen angesprochen werden können, mitzuteilen. Weiters bitten wir um Mitteilung von e-Government-Teilfunktionen, welche in nächster Zeit von anderen Institutionen realisiert werden sollten. Beispiel für solche Funktionen wären z.B. Registerabfragen, welche in  e-Government-Anwendungen integriert werden können.

Aufbauend auf die Rückmeldungen wird die Arbeitsgruppe eine Matrix erstellen, die die erhobenen Entwicklungen und die dafür geforderten Rahmenbedingungen und Standards (intern/ extern, SOAP, SAML, etc.) auflisten wird. Diese Matrix wird als Ausgangspunkt für die weiteren Überlegungen dienen.

Mit besten Grüßen

FranzGrandits
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